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Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

Auch im neuen Jahr bestimmen Perso-
nalmangel und erhöhter Arbeitsdruck 
bei gleichzeitiger Gewinnmaximierung 
der Unternehmen den Alltag. Überall 
fehlen Leute und die Inflation schluckt 
nach und nach die sowieso schon 
schlechten Löhne. Während im Dezem-
ber die WM in Katar mit all seinen gro-
ßen und kleinen (Korruptions-)
Skandalen begangen wurde, wütete der 
Krieg in der Ukraine weiter. Jetzt hat der 
deutsche Bundestag den Holodomor als 
Völkermord eingestuft. Das ist klar ein 
politisches Zeichen, aber was steckt da-
hinter? 

Die Repression der Regierenden steigt 
und verschärft dadurch die Krise für uns 
noch mehr. Die Gefängnisse in Deutsch-
land füllen sich, weil immer öfter Men-
schen mit wenigen finanziellen Mitteln 

ihre Ersatzfreiheitsstrafen absitzen müs-
sen. Razzien gegen Klimaaktivist:innen 
nehmen zu. Wenn Ankleben als Terroris-
mus bezeichnet wird, was sind dann die 
Umsturzpläne der bewaffneten Reichs-
bürger? 

Aber auch Widerstand regt sich: In Ös-
terreich, Deutschland und England kam 
es bereits zu Streiks. Auch wenn es zu 
nur ungenügenden Lohnerhöhungen 
gekommen ist, liegt ein Jahr mit vielen 
Kollektivvertrags–/ Tarifauseinanderset-
zungen vor uns, die die Kampfbereit-
schaft der Arbeiter:innen herausfordern 
werden. Weiter schauen wir auch voller 
Hoffnung in den Iran, wo die Menschen 
das unterdrückerische System stürzen 
wollen. 2023 wird ein Jahr der Herausfor-
derungen, organisieren wir uns, um vor-
bereitet zu sein! 
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Im Folgenden nun eine kurze Situations-
beschreibung eines Krankenpflegers zur 
Frage "Wie ist die Stimmung?": 

Ich bin Krankenpfleger und arbeite in 
einer erschöpften Organisation, einem 
Krankenhaus, der Charité in Berlin. Er-
schöpft sind wir alle, die die wichtigen 
Einrichtungen der öffentlichen Daseins-
vorsorge im Gang halten. Klar, keine 
Grippe ohne Virus, aber diese Erschöp-
fung lässt uns auch anfälliger werden für 
Erkältung und Co. Die Erschöpfung hat 
durch die Pandemie einen Gipfelpunkt 
gefunden, doch wir wissen, die Arbeits-
bedingungen, die diese Erschöpfung her-
beigeführt haben, sind Folge der Ökono-
misierung durch die Fallpauschalen 
(DRGs). Technik ist massig vorhanden, 
Geld in Mengen im System, doch es wur-
de gespart am Personal, aber auch an der 
Vorhaltung wichtigen Materials. Mit der 
Pandemie wurde dauerhaft auf Notfall-
pläne umgestellt. Nun sind es die vielen 
Erkrankungen von Kolleg:innen, die auf 
das eh schon am Rande des Abgrunds 
taumelnde System treffen. Wieder ein 
Notfallplan: Studierende sollen die völlig 
überforderten Kinderkliniken retten, 
Pflegepersonal aus dem Erwachsenenbe-
reich in die Kinderkliniken wechseln. 
Doch Kinder sind keine kleinen Erwach-
senen. Es werden Löcher nur scheinbar 
gestopft, um sie an anderer Stelle zu ver-
tiefen. Die als unterste Haltelinie be-
nannten Pflegepersonaluntergrenzen 
sollen laut K. Lauterbach aufgehoben 
werden. Der Minister, der einen großen 
Teil von uns bei der Vergabe der Corona- 
Prämie 2022 komplett ausschloss. Die 
Krankenhausgesellschaft fordert, dass 
covidpositive Beschäftigte weiter Pati-
ent:innen versorgen könnten. Unsere 
Chefs rufen uns auf, zusätzliche Dienste 
zu leisten, sie kaufen uns unsere Gesund-

heit ab. Die Chefs, die uns in einen wo-
chenlangen Streik zwangen, als wir ver-
suchten, per Tarifvertrag unsere Bedin-
gungen zu verbessern. Kurz vor Weih-
nachten haben sie den Notbetrieb ausge-
rufen und planbare Eingriffe abgesagt. 
Für die Patient:innen ist das schlimm. 
Aber eigentlich kam das viel zu spät. Und 
viel zu kurz, denn bereits in der ersten 
Januarwoche begannen sie wieder, das 
Programm hochzufahren. Obwohl noch 
immer ein hoher Krankenstand herrscht. 
Sie wollen einfach weitermachen, fahren 
damit weiter das Personal auf Verschleiß 
und werden damit das Problem des Per-
sonalmangels weiter vergrößern. Die 
Chefs wollen, wie bereits im Sommer, die 
Verluste der Pandemie so gering wie 
möglich halten und bestellen wieder 
Patient:innen ohne Rücksicht ein. Die 
Patient:innen brauchen Personal und 
wir haben davon zu wenig. Nun die Fra-
ge, wie die Stimmung ist? Wir sind er-
schöpft, aber auch unfassbar wütend. 

Und unsere Wut wird sich Bahnen bre-
chen. 

8. Januar 2022 

Zum Weiterlesen auf unserer Website: 

„Eindrücke eines von den Streikenden 
selbst kontrollierten Streiks“, September 
2022, https://www.sozialismus.click/
eindruecke-eines-von-den-streikenden-selbst
-kontrollierten-streiks/ 

„Streik für Entlastung an den Unikliniken 
NRWs – Der Kampf gegen ein profitorien-
tiertes Gesundheitssystem“, Juni 2022, 
https://www.sozialismus.click/streik-fuer-
entlastung-an-den-unikliniken-nrws-der-
kampf-gegen-ein-profitorientiertes-
gesundheitssystem/ 

„Pflege in Deutschland unter Corona: Und 
täglich grüßt das Virustier …“, Januar 2022, 
https://www.sozialismus.click/pflege-in-
deutschland-unter-corona/ 

„Berliner Krankenhausbewegung Sie ret-
ten Leben – aber wer rettet sie?“, Oktober 
2021, https://www.sozialismus.click/berliner-
krankenhausbewegung-sie-retten-leben-aber
-wer-rettet-sie/ 

AUS DEN BETRIEBEN  

Deutschland: Notbetrieb in den Kliniken 

A nfang Dezember entschieden die Leitungen mehrerer Krankenhäuser offiziell in den Notbetrieb 
zu gehen. Das heißt, dass Krankenhäuser pauschal planbare Operationen streichen. Überall an 
Kliniken fehlt Personal und im Herbst hat sich die Situation weiter verschlimmert: 
Patient:innen können nicht mehr versorgt werden. „Bettenschließungen“, also das Sperren von 

Betten wegen Mangel an Pflegekräften, abgesagte OPs und lange Wartezeiten gibt es schon lange. Warnungen 
gab es auch viele. Auch Streiks der Pflegekräfte für Einstellungen und Entlastung. Mit der Ausrufung des 
Notbetriebs wird eine erschreckende Lage „offiziell“. 

https://www.sozialismus.click/eindruecke-eines-von-den-streikenden-selbst-kontrollierten-streiks/
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https://www.sozialismus.click/streik-fuer-entlastung-an-den-unikliniken-nrws-der-kampf-gegen-ein-profitorientiertes-gesundheitssystem/
https://www.sozialismus.click/streik-fuer-entlastung-an-den-unikliniken-nrws-der-kampf-gegen-ein-profitorientiertes-gesundheitssystem/
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https://www.sozialismus.click/berliner-krankenhausbewegung-sie-retten-leben-aber-wer-rettet-sie/
https://www.sozialismus.click/berliner-krankenhausbewegung-sie-retten-leben-aber-wer-rettet-sie/
https://www.sozialismus.click/berliner-krankenhausbewegung-sie-retten-leben-aber-wer-rettet-sie/
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Seit dem Sommer häufen sich die Ansa-
gen, dass Linien im Regionalverkehr 
und S-Bahnen eingestellt oder an be-
stimmten Tagen oder Uhrzeiten nicht 
bedient werden. Zusätzlich gibt es kurz-
fristige Zugausfälle. Das betrifft alle 
Regionen und nicht nur die kleineren 
Strecken. Im Dezember hat die Zahl der 
Zugausfälle noch einmal zugenommen. 
Ein Ende ist nicht in Sicht. Die Begrün-
dung der Deutschen Bahn variiert zwi-
schen „unerwartet erhöhter Kranken-
stand“ und „Probleme bei der Personal-
verfügbarkeit“. Diese Begründung 
macht die Bahner:innen sauer, weil sie 
damit als Verantwortliche der miserab-
len Situation erscheinen, was sie nicht 
sind. Wenn es nicht soviel hemmungs-
los bahnverliebte Bahner:innen gäbe, 
die Überstunden ohne Ende schrubben, 
auf Pausen und freie Tage verzichten 
und zu unmenschlichen Zeiten die 
Schichten antreten, wäre längst alles 
zusammengebrochen. 

Profit vor Pünktlichkeit... 

Natürlich steckt hinter allem eine jahr-
zehntelange Politik. Mit Schaffung der 
Deutschen Bahn AG (DB) und dem Be-
ginn der Privatisierungen im Bahnbe-
reich 1994 ist Personalabbau oberste 
Direktive. Innerhalb von nur 7 Jahren 
sank die Zahl der Beschäftigten bei der 
DB um 35% von 331.000 auf 214.000 
und schließlich auf die Hälfte. Gleich-
zeitig hielt „der Markt“ Einzug, was be-
deutet, dass alles auf Gewinne ge-
trimmt ist und im Bahnbereich immer 
mehr private Unternehmen auftreten, 
die gegenseitig in Konkurrenz stehen. 
Im Regionalverkehr vergeben die Bun-
desländer seitdem Strecken an Bahn-
konzerne, die in einem Ausschreibungs-
verfahren für die Linien um die Wette 
bieten. Und da es bei der Technik wenig 
Unterschiede gibt, läuft alles über die 
Personalkosten. Jedes Bahnunterneh-

men versucht ständig, mit immer weni-
ger Personal auszukommen. Langfristi-
ge Personalplanung und gute Ausbil-
dung? Personalreserven? Vergiss es. 
Diese Ausschreibungen sind der Vor-
wand für immer mehr Ausbeutung. 

Personalmangel besteht also schon lan-
ge bei den Lokführer:innen, den Fahr-
dienstleiter:innen in den Stellwerken, 
den Disponent:innen usw. Und das 
nicht nur bei der DB, sondern in allen 
Bahnunternehmen. Als im Sommer 
2013 vier Fahrdienstleiter krank und 
drei im Urlaub waren, konnte wochen-
lang das Mainzer Stellwerk nicht be-
setzt werden und in einer zentralen 
Region vielen massenweise Züge aus. So 
ist das jetzt auch wieder. Alles ist eben 
auf Kante genäht. Aber es geht noch 
schlimmer: Rund die Hälfte der Leute 
geht beim DB-Konzern in den nächsten 
10 Jahren in Rente; bei DB Netz (alles 
was mit Gleisen zu tun hat) könnten es 
sogar 86% sein! 

Trotz alledem gibt es aus dem Bahnma-
nagement immer nur Jubel-Meldungen. 
Angeblich sogar Rekord-Einstellungen. 
Auch der „Wettbewerb“ im Bahnbereich 
geht immer weiter. 

Aber vor Ort gibt es pausenlos „Bettel-
SMS“, damit Leute an freien Tagen 
Schichten übernehmen. Angesichts der 
Zugausfälle „bot“ DB Regio den Bah-
ner:innen im Herbst an, für ein kleines 
bisschen mehr Geld auf freie Tage zu 
verzichten. Das „Angebot“ kam genau 
zu einer Zeit steigender Krankenstände, 

der Rekordanträge für Teilzeit im Alter, 
den 9-Euro-Ticket-Ausnahmezustand 
noch in den Knochen ... Man kann sich 
die Verärgerung in den Pausenräumen 
vorstellen. Um den Personalmangel in 
den Griff zu kriegen, wurde die Ausbil-
dung der Lokführer und Fahrdienstlei-
ter inzwischen für Quereinsteiger auf 
weniger als ein Jahr geschrumpft, was 
völlig unzureichend ist. Aber viele der 
Leute, die überhaupt die anspruchsvolle 
Ausbildung schaffen, gehen wieder. 
Angesichts der unmenschlichen Ar-
beitsbedingungen gibt es nicht viele, die 
sich das lange antun. 

… oder Streik? 

Auch langjährige Bahner:innen sind 
immer weniger bereit, sich das anzutun. 
In Berlin haben kürzlich Fahrdienstlei-
ter:innen der Betriebszentralen der S-
Bahn und DB Netz ihrem Ärger in 
Brandbriefen Luft gemacht und kürzere 
Arbeitszeiten und Schichten verlangt. 

Im Bahnbereich beginnen demnächst 
Tarifverhandlungen. Und die Vorfreude, 
es den Bahnkonzernen mit einem schö-
nen Streik heimzuzahlen, ist in allen 
Bereichen groß. 

Sabine Müller, Berlin 

Zum Weiterlesen: 

Leserbrief aus Aurora Nr. 27 – Die Arbeit 
eines Lokführers bei der Deutschen Bahn 
https://www.sozialismus.click/leserbrief-die
-arbeit-eines-lokfuehrers-bei-der-deutschen
-bahn/ 

AUS DEN BETRIEBEN  

Bahnverkehr in Deutschland: 
Das bisschen Chaos ist noch gar nichts…?! 

Z um Jahreswechsel gab es im Bahnverkehr Erhöhungen und Reduzierungen: Erhöhung der 
Fahrpreise und Reduzierung des Service. Blöde Kombi. 

https://www.sozialismus.click/leserbrief-die-arbeit-eines-lokfuehrers-bei-der-deutschen-bahn/
https://www.sozialismus.click/leserbrief-die-arbeit-eines-lokfuehrers-bei-der-deutschen-bahn/
https://www.sozialismus.click/leserbrief-die-arbeit-eines-lokfuehrers-bei-der-deutschen-bahn/
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AUS DEN BETRIEBEN  

Als am 8. November die IG-Metall Warn-
streiks in Berlin organisierte, war auf der 
zentralen Kundgebung eine bestimmte 
Kampfbereitschaft zu spüren. Die Ge-
werkschaftsspitzen erwähnten die Mög-
lichkeit zukünftig 24 Stunden zu strei-
ken ... Ein paar Wochen später war die 
Sache aber abgewickelt: statt der ur-
sprünglichen Forderung nach einer 
Lohnerhöhung von 8 % mit einer Lauf-
zeit von einem Jahr wurde die Laufzeit 
auf zwei Jahre verlängert. Durch die Ver-
doppelung der Laufzeit wurde die Forde-
rung quasi halbiert! Im Voraus hatten 

Kolleg:innen betont, die 8 % und Lauf-
zeit von einem Jahr seien das Minimum. 
An der oben erwähnten Kundgebung 
hatte eine Kollegin auf der Bühne appel-
liert, man solle nicht weniger als ein 
Jahr Laufzeit und 8 Prozent fordern. Die 
Führung der IG-Metall band sich aber 
freiwillig die Hände, mit einem Tarifver-
trag, der einem dicken Reallohnverlust 
entspricht. 2021 und 2022 betrug die 
Inflation zusammen 11 %. 2022 und 
2023 könnte sie laut heutiger Prognose 
zusammen 15 % betragen. 

Kein Kampf, kein Erfolg 

Die IG-Metall erklärte sich mit dem Er-
gebnis zufrieden. Während der Warn-
streiks hat sie tatsächlich Mitglieder 
gewonnen. Für welches Ziel aber, wenn 
sie keinen Arbeitskampf organisiert? 
Während der langen Friedenspflicht 
werden sowieso wie üblich zahlreiche 
Kolleg:innen die Gewerkschaft wieder 
verlassen. Dieses Hin und Her zeigt aber 

glasklar, was die Metaller:innen von 
ihrer Gewerkschaft erwarten: die Kol-
leg:innen treten nicht einfach so in die 
Gewerkschaft ein, sie wollen kämpfen! 
Letztendlich mögen vielleicht viele jun-
ge neue Mitglieder, die zum ersten Mal 
an einem Warnstreik beteiligt waren, 
mit dem Ergebnis zufrieden sein. Es 
bleibt aber, dass die IG Metall von Jahr 
zu Jahr immer weiter Leute verliert. Bei 
der letzten Wahl zur JAV (Jugend- und 
Auszubildendenvertretung) beteiligten 
sich nicht einmal 10 Prozent der Wahl-
berechtigten. 

Wird der öffentliche Dienst die Her-
ausforderung annehmen? 

Das Jahr 2023 soll das Jahr der Rezessi-
on werden. Laut Prognosen wird die EU-
Wirtschaft um karge 0,3 % wachsen, 
aber in Deutschland würde sie um 0,6 % 
schrumpfen. Die Unternehmer:innen 
werden die Krise durch die Beschäftig-
ten zahlen lassen. Dagegen müssen wir 
unsere Kräfte bündeln! 

Ohne eine eigenständige Organisation 
der Beschäftigten kann kein echter Er-
folg entstehen. In Berlin ist vor einem 
Jahr eine Bewegung der Lehrkräfte mit 
der Forderung nach kleineren Klassen 
entstanden. Die Gewerkschaft GEW hat 
aber so mühsam vereinzelte Warn-
streiks organisiert, dass nach ein paar 
Monaten die Streikbeteiligung eher 
sank. Solange die Streikenden nicht de-
mokratisch den Streikrhythmus bestim-
men, solange sie nicht selbst das Ange-

bot der Unternehmer:innen bewerten, 
und entscheiden, ob ein Streik weiter 
gehen soll oder nicht, bleibt ein Erfolg 
unwahrscheinlich. 

Bundesweit kommen 2023 wichtige Ta-
rifrunden. Bei dem Tarifvertrag im 
öffentlichen Dienst (TVöD) fordert die 
Gewerkschaft Ver.di für die 2,5 Millionen 
Beschäftigten 10,5 % mehr Lohn 
(Laufzeit: ein Jahr) mit einem Minimum 
von 500 € mehr Gehalt: eine deutlich 
bessere Forderung als die ursprüngliche 
Forderung der IG-Metall vom letzten 
Jahr! Die angekündigte Strategie von 
Ver.di scheint aber alles andere als an-
griffslustig zu sein. Eine übliche Steige-
rung über Monate ist vorgesehen … viel-
leicht bis hin zum Streik … Hoffentlich 
werden die betroffenen Kolleg:innen die 
gewöhnliche Tretmühle der Verhand-
lungen stören! Sonst wird es wieder mit 
der Hälfte der Forderung enden. 

Lorenz Wassier und Karl Gebhardt, Berlin 

Deutschland nach einem Jahr Reallohnverlust: 
Kommt endlich der Streik für höhere Löhne? 

L aut Politik ist die Inflation ein Problem. Auf Seiten des Kapitals stellt sie aber kein großes Problem 
dar. 2022 waren sogar die Gewinne teilweise auf Rekordniveau. Die Lohnabhängigen hingegen 
werden von der Inflation mit voller Wucht erwischt. Die Tarifrunden, die letztes Jahr in diesem 
Kontext verhandelt wurden, brachten keine größeren Streiks. Wie gewöhnlich setzten die 

Gewerkschaften auf Sozialpartnerschaft. Doch wie lange noch? 

>> Durch die Verdoppelung der Laufzeit wurde die 
Forderung quasi halbiert! << 
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Am Beginn der KV-Verhandlungen eini-
gen sich Gewerkschaft und Wirtschafts-
kammer2 auf die sogenannte „rollierende 
Inflation“ (die Inflation der letzten zwölf 
Monate). Für ihre Lohnforderungen ver-
wendet die Gewerkschaft dann die soge-
nannte Benya-Formel3: rollierende Infla-
tion plus gesamtwirtschaftliches Pro-
duktivitätswachstum. Das implizite Ziel 
ist Verteilungsneutralität, also eine kon-
stante Lohnquote. Man will der Wirt-
schaft weder durch zu hohe Löhne noch 
durch zu niedrige Löhne (sinkende Kon-
sumnachfrage) schaden. Der Österreichi-
sche Gewerkschaftsbund (ÖGB) ist 
schließlich ein verantwortungsvoller 
Sozialpartner, der sich um die Stabilität 
des österreichischen Kapitalismus sorgt 
– und kein Verein wild gewordener Klas-
senkämpfer:innen! 

Lasst die Spiele beginnen ... 

Traditionell haben auch dieses Jahr „die 
Metaller“ die Herbstlohnrunde 
„eröffnet“. Ihr Abschluss dient anderen 
Branchen üblicherweise als Richtschnur, 
wobei meist niedriger abgeschlossen 
wird als in der Metallindustrie. Die Ver-
handlungsgrundlage war eine Inflation 
von lächerlichen 6,3 % - mit der 
„Kampfansage“ deutliche Reallohnge-
winne erzielen zu wollen, also über „der 
Inflation“ abzuschließen. Nach etlichen 
Verhandlungsrunden und österreichwei-
ten Betriebsversammlungen, auf denen 
der Weg für Streiks geebnet wurde, gab 
es am 4. November schließlich eine Eini-
gung: 5,4 % plus 75 € pro Monat (in allen 
Gehaltsstufen), Laufzeit 12 Monate. Ad-
diert ergibt das für untere Einkommens-
gruppen bis zu 8,9 % Lohnplus. Neben 
der Freude über dieses Ergebnis, das weit 

unter der aktuell realen Inflation liegt, 
konnte die Gewerkschaftsführung wie-
der mal froh verkünden, dass die für den 
5. November geplanten Warnstreiks 
„abgewendet“ werden konnten. 

Der Nächste bitte 

Auch wenn Gewerkschaften vorher be-
reits angekündigt hatten, dass die dies-
jährigen KV-Verhandlungen, aufgrund 
der hohen Inflation, besonders schwierig 
werden würden, verhandelte jede Bran-
che wie gehabt für sich. Statt mit verein-
ten Kräften zu kämpfen, war das Motto 
wieder einmal, mit geteilten Schwächen 
ohne wirklichen Kampf abzuschließen. 
So zumindest in den Bereichen Öffentli-
cher Dienst, Reinigung, Friseur:innen. 

Im gewerkschaftlich schwach organi-
sierten Handel gab es Betriebsversamm-
lungen. Im SWÖ-KV (siehe Kasten) gab 
es immerhin öffentliche Betriebsver-
sammlungen und Demonstrationen. Im 

Bereich Telekom und Ordensspitäler 
kam es zu einmaligen Warnstreiks, Ei-
senbahn und Brauereien streikten gar 
für 24 Stunden. Bei der Bahn gab es das 
das letzte Mal vor rund 20 Jahren! Die 
Verhandlungen wurden unabhängig 
voneinander geführt, obwohl an einigen 
Tagen sogar Protestmaßnahmen mehre-
rer Bereiche stattfanden. Für wirklich 
gemeinsame Kämpfe fehlt(e) die Phanta-
sie und der Wille. Für österreichische 
Verhältnisse war das ein scheinbar au-
ßergewöhnlich kämpferischer Herbst – 

>> Etliche Branchen und Kolleg:innen fahren seit 
Jahren am absoluten Limit – für sie bedeuten diese 
Abschlüsse keinerlei Verbesserung, sondern nur, 

dass ihre Reallohnverluste nicht noch höher 
ausgefallen sind! << 

ÖSTERREICH  

Ein lauwarmer Herbst 

N icht nur die Temperaturen waren aufgrund des Klimawandels diesen Herbst höher als 
gewöhnlich, auch die sogenannte Herbstlohnrunde brachte Unternehmen mehr ins 
Schwitzen als sonst. Ein heißer Herbst ist es allerdings wieder einmal nicht geworden. Die 
Führungen der Gewerkschaften feiern die Kollektivvertrags1-Abschlüsse in diversen 

Branchen als Riesenerfolge. Ein realistischer Blick zeigt jedoch: den meisten Arbeitenden stehen kurz- und 
langfristig deutliche Reallohnverluste ins Haus. Zudem wurde wieder einmal eine Chance, die 
Kampffähigkeit der Arbeiter:innenklasse zu stärken, bewusst in den Sand gesetzt. Ein Überblick und eine 
Bilanz. 
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aber angesichts der massiven Preisstei-
gerungen noch immer viel zu kühl und 
vor allem inkonsequent. 

Auf die einzelnen Abschlüsse kann hier 
aus Platzgründen nicht eingegangen 
werden, eine detaillierte Erläuterung ist 
aber auch schon alleine aufgrund der 
Unübersichtlichkeit mancher Abschlüs-
se schwierig. Die prozentualen Lohner-
höhungen bewegen sich meist zwischen 
7 und 10 %. In vielen Branchen gibt es 
eine Erhöhung um einen fixen Mindest-
betrag, der für untere Einkommensgrup-
pen stärkere Erhöhungen bringt. Einzel-
ne Abschlüsse sind mehrjährig und/oder 
sehen schrittweise Erhöhungen vor.4 In 
einigen Verhandlungen, die später als 
die Metaller starteten, legte die Gewerk-
schaft bereits eine höhere rollierende 
Inflation als die 6,3 % der Metallindust-
rie zugrunde. 

Auf den ersten Blick wirken viele der 
Abschlüsse gar nicht schlecht, sie liegen 
aber wohl alle unter der realen Inflati-
onsrate – und 2023 werden die Preise 
nicht sinken. Dennoch wurde am Kon-
zept der rollierenden Inflation festgehal-
ten, selbst als die Preise ständig weiter 
nach oben schnellten. Hinzu kommt, 
dass in vielen Branchen, vor allem in den 
unteren Einkommensgruppen, schon vor 
der aktuellen Rekordinflation die Gehäl-
ter viel zu niedrig waren. Von anderen 
Problemen wie Personalmangel, dauer-
haft zu hoher Arbeitsbelastung oder ho-

her Fluktuation in den Belegschaften gar 
nicht zu reden ... Etliche Branchen und 
Kolleg:innen fahren seit Jahren am abso-
luten Limit – für sie bedeuten diese Ab-
schlüsse keinerlei Verbesserung, son-
dern nur, dass ihre Reallohnverluste 
nicht noch höher ausgefallen sind! 

Klassenkampf statt Sozialpartner-
schaft! 

Nach dem kampflosen Start im Metall-
KV sorgten die anderen Branchen mit 
(angedrohten) Streiks, Betriebsversamm-
lungen und Demonstrationen für etwas 
Bewegung. Ein Aufbruch oder eine 
Trendwende in den Gewerkschaften ist 
das aber keine. Die Gewerkschaftsbüro-
kratie feiert ihre „Erfolge“ in selbstzufrie-
dener Genügsamkeit und lobt die 
„intakte“ Sozialpartnerschaft, also dass 
sie selber noch was zu sagen, sowie gut 
bezahlte Jobs und die Kontrolle hat. In 
allen Branchen wurde abgeschlossen 
ohne das tatsächliche Kampfpotential 
auszuschöpfen, häufig ganz klassisch am 
Tag vor geplanten Warnstreiks. Die Be-
legschaften sind der Gewerkschaftsfüh-
rung doch am liebsten als stille Verschie-
bemasse – das Risiko, dass sich unter 
den Arbeiter:innen in Streiks und Ver-
sammlungen eine eigenständige kämp-
ferische Dynamik entwickelt, soll unbe-
dingt vermieden werden. Deswegen sol-
len die Verhandlungen in verschiedenen 
KVs und Branchen auch weiterhin iso-
liert und unkoordiniert stattfinden. Das 

Ziel ist eine Verwaltung des eigenen Nie-
dergangs und von jenem des Krisenkapi-
talismus. Die Gewinnung von neuen, 
zahlenden Mitgliedern mittels pseudo-
radikaler Rhetorik und oberflächlichen 
„Erfolgen“ ist dafür das Mittel der Wahl. 
Im Windschatten dieser abgehobenen 
Selbstbemitleidung formieren sich aber 
größere und kleinere Initiativen und 
Gruppen von Kolleg:innen, die sich für 
eine selbstorganisierte, demokratische 
und kämpferische Ausrichtung vernet-
zen und organisieren. 

Johannes Wolf, Wien 

1 In Österreich: Kollektivvertrag (KV), in 
Deutschland wird gesagt: Tarifvertrag (TV) 

2  Halbstaatlicher Verband der Unterneh-
men/Arbeitgeber 

3  Nach Anton Benya: über 20 Jahre Präsident 
des ÖGB, 15 Jahre Nationalratsabgeordneter 
der SPÖ und Nationalratspräsident, Träger 
des Großen Goldenen Ehrenzeichens der 
Republik Österreich und unzähliger weiterer 
Orden 

4  Ein unkritischer Überblick findet sich hier: 
https://www.oegb.at/kollektivvertrag2022 

5  Siehe dazu: 
    http://sozialabernichtbloed.blogspot.com/ 

ÖSTERREICH  

In der Sozialwirtschaft Österreich, dem privatwirtschaft-
lich organisierten Gesundheits- und Sozialbereich, fielen 
die Lohnerhöhungen mit zumindest 175 Euro pro Monat 
mitunter am Höchsten aus. Das ist auch der Bereich in 
dem kämpferische und linke Aktivist:innen am meisten 
Einfluss haben.5 Seit Jahren wird von diesen die Forde-
rung nach einer Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich aufgestellt – zusätzlich zur Inflati-
onsabgeltung. Eine erste Reduktion auf 37 Stunden ist in 
diesem Jahr umgesetzt worden. In den aktuellen Ver-
handlungen konnte keine weitere Verkürzung erreicht 
werden, am Tag vor geplanten Streiks wurde, trotz der 
Gegenstimmen linker Betriebsrät:innen, abgeschlossen. 

Auch im kleinen Kollektivvertrag Werbung und Markt-
kommunikation, der nur für Wien gilt, gab es am Abend 
vor bereits organisierten Betriebsversammlungen einen 
Abschluss. Dabei wurde nur eine geringe Inflationsabgel-
tung von ca. 6 % ausverhandelt, zusätzlich eine Reduzie-
rung der Vollzeitwochenarbeitszeit um 3,75 % (ca. 1,5 Std.), 
was für Teilzeitkräfte weitere 3,75 % Lohnerhöhung be-
deutet. In der Linken wurde der Abschluss teilweise be-
grüßt oder sogar abgefeiert. Für Beschäftigte, die auf ein 
Vollzeitgehalt angewiesen sind, bedeutet der Abschluss 
Arbeitsverdichtung und Reallohnverlust. Hier darf den 
Chefs nicht auf den Leim gegangen werden, wenn sie die 
Beschäftigten für Arbeitsverdichtung auch noch zur Kas-
se bitten. 

SWÖ, Arbeitszeitverkürzung und die Linke 

https://www.oegb.at/kollektivvertrag2022
http://sozialabernichtbloed.blogspot.com/
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Doch eins nach dem anderen. Filmreif 
war die Razzia im Reichsbürger:innen-
Milieu allemal. Ein Umsturz, ein Staats-
streich wurde geplant – von einem un-
wichtigen thüringischen Prinz, einer AfD
-Richterin und einer Handvoll Polizeibe-
amter und Bundeswehrsoldat:innen. 
Was klingt wie der Anfang eines skurri-
len Witzes ist tatsächlich so passiert. 
Das Problem ist schon seit langem be-
kannt und fand einen Höhepunkt in den 
Protesten der Querdenker:innen wäh-
rend der Corona-Pandemie. Klägliche 
Versuche, das Reichstagsgebäude zu 
stürmen, waren nur ein Symptom einer 
Szene von waffenliebenden, rechtsextre-
men Verschwörungstheoretiker:innen, 
die sich gegen staatliche Institutionen 
auflehnen oder diese ablehnen. An sich 
ja keine so schlechte Sache, nur leider 
wünschen sich diese Menschen keine 
sozialistische Revolution sondern lieber 
eine Monarchie oder irgendeine andere 
ausbeuterische, unterdrückerische 
Staatsform. Diese eine Gruppierung wur-
de nun durch eine medienwirksam be-
gleitete, strafrechtliche Ermittlung zer-
sprengt, aber strukturell wird sich an 
dem Problem nichts ändern. Immer wie-
der finden sich rechtsextreme Netzwerke 
– gerade da, wo sie besonders effektiv 
schaden können: bei der Polizei, in der 
Bundeswehr und den Gerichten ent-
scheiden sie über die Leben von den 

Menschen, die sie am wenigsten respek-
tieren. Da ist so ein Prinz zwar eine wit-
zige Besonderheit, kann aber trotz Titel 
nicht so viel ausrichten wie seine Kol-
leg:innen im Staatsdienst. 

Währenddessen beschwert sich die CDU 
über die „echten Terrorist:innen“, die 
Deutschland in Atem halten: die Akti-
vist:innen der „letzten Generation“ – 
oder um es in den Worten der BILD-
Zeitung zu sagen: die Klima-Kleber. Nur 
eine Razzia im rechten Milieu wäre ja 
auch unfair. Mit haarsträubenden Ver-
gleichen mit der RAF wurde sich so in 
Rage geredet, dass man am Ende genau 
da landete: Ermittlungen wegen des Ver-
dachts auf Bildung einer kriminellen 
Vereinigung. Und hier bleibt einem das 
Lachen über diese Absurdität im Halse 
stecken, wenn man bedenkt mit welchen 
Maßnahmen hier gegen Menschen vor-
gegangen wird, die vorwiegend mit den 
Mitteln zivilen Ungehorsams auf den 
Klimawandel aufmerksam machen wol-
len. Die Kriminalisierung der Klimabe-
wegung sollte nicht nur dieser, sondern 
allen Aktivist:innen, die für eine bessere 

Zukunft kämpfen, Sorge bereiten. Die 
Regierung aus SPD und Grünen wendet 
mehr Kraft darauf an, gegen Klimaakti-
vist:innen vorzugehen, als das Klima zu 
retten. Zusätzlich ist es mehr als lächer-
lich, dass man Zeit und Kraft darauf ver-
wendet, Hausdurchsuchungen bei Leu-
ten vorzunehmen, die ihre Aktionen an-
kündigen und ihre Strafen stoisch akzep-
tieren. Welche Erkenntnisse erhofft sich 
die Staatsanwaltschaft davon? 

Natürlich ist auch diese Staatsgläubig-
keit der „letzten Generation“ kritisch zu 
sehen und die Frage bleibt, ob sie ihre 
Illusionen verlieren, je härter eben dieser 
Staat gegen sie vorgeht. 

Denn klar ist: Appellieren an den Staat 
wird diese Welt nicht mehr retten. Die 
Erderwärmung schreitet unaufhaltsam 
voran und die Regierung hält sich auf an 
Lippenbekenntnissen und buckelt vor 
der Wirtschaft, um das System am Lau-
fen zu halten. Besonders drastisch zeigt 
das zu Beginn des neuen Jahres die an-
gekündigte Räumung von Lützerath, weil 
RWE – einer der größten Energiekonzer-
ne Deutschlands – dort Braunkohle ab-
baggern möchte. Dieser Kampf wird seit 
mehreren Jahren immer wieder aufs 
Neue geführt und nun versammeln sich 
wieder Tausende Menschen um dagegen 
zu protestieren. Es hat sich gezeigt, dass 
der Staat gewillt ist, mit allen Mitteln 
gegen die Proteste vorzugehen und gegen 
diese Repressionen müssen wir eintre-
ten und uns solidarisieren. 

Maria Brücke, Berlin 

DEUTSCHLAND  

Von Razzia zu Razzia 

E ine Nachricht, an der man im Dezember in Deutschland nicht vorbei kam, war die Bemühung der 
Sicherheitsbehörden „für Ordnung zu sorgen“. Bei Razzien wurde sowohl eine Verschwörung 
von Reichsbürger:innen aufgedeckt, als auch dem Verdacht der „Gründung einer kriminellen 
Vereinigung“ bei den Klimaaktivist:innen der „letzten Generation“ nachgegangen. 

>> Die Kriminalisierung der Klimabewegung sollte 
nicht nur dieser, sondern allen Aktivist:innen, die 

für eine bessere Zukunft kämpfen, Sorge bereiten. << 
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Es geht um die schreckliche Hungersnot, 
der in den Jahren 1932/33 zwischen 3 
und 4 Millionen Ukrainer:innen zum 
Opfer fielen – aber auch weitere Millio-
nen Menschen in Russland und Kasach-
stan. Diese Hungersnot war keine Natur-
katastrophe, sondern die Folge einer ver-
brecherischen Politik Stalins und seiner 
Gefolgsleute: Dieser hatte beschlossen, 
die Zwangskollektivierung der Landwirt-
schaft in der Sowjetunion gegen alle Wi-
derstände durchzusetzen. Da er dabei 
auf brutalen Zwang statt auf Überzeu-
gung setzte, haben viele Bauernfamilien 
ihr Vieh lieber geschlachtet, als es den 
ungeliebten neuen Genossenschaften – 
auf Russisch Kolchosen – zu überlassen. 
Das allein war eine Katastrophe für die 
Landwirtschaft, in der nun auch Zugvieh 
für Pflüge fehlte, denn Traktoren waren 
noch eine Rarität. Dazu kamen die politi-
schen Repressalien, wo viele Bauernfa-
milien, die sich der Kollektivierung wi-
dersetzten oder nur des Widerstands 
verdächtigt wurden, von ihrem Land 
vertrieben und in die Verbannung ge-
schickt wurden, in der viele von ihnen 
umkamen. Alles zusammen hatte eine 
komplette Desorganisation der Land-
wirtschaft zur Folge mit zwei Missernten 
(1931 und 1932). Doch die Moskauer 
Staats- und Parteibürokratie hatte die 
abzuliefernden Getreidemengen nach 
dem guten Erntejahr 1930 festgelegt und 
hielt an diesen Zahlen fest. Gewaltsam 
wurde den schon hungernden Menschen 
das Korn entrissen, sogar das Saatgut für 
das jeweils kommende Jahr. Somit ist 
die stalinistische Führung politisch für 
die Millionen Todesopfer verantwortlich. 

Gegen Kollektivierung an sich ist nichts 
einzuwenden. Wir Kommunist:innen 
sind davon überzeugt, dass die gemein-
same Bewirtschaftung des Landes in 
einem demokratisch geplanten Zusam-
menschluss ein Fortschritt ist gegenüber 

der mittelalterlichen Parzellenwirt-
schaft, die bis in die 1920er Jahre in der 
Sowjetunion noch verbreitet war. Aber 
davon hätte man die Bäuer:innen über-
zeugen müssen, indem die Industrie 
Traktoren liefert und die Kollektivierung 
auf freiwilliger Basis demokratisch an 
der Basis diskutiert und mitentschieden 
wird – das ist kurz gesagt der Unter-
schied zwischen einem sozialistischen 
Ansatz und stalinistischer Politik. 

Besonderheiten in der Ukraine 

Die Hungersnot von 1932/33 hat nicht 
ausschließlich die Ukraine betroffen, 
sondern die meisten landwirtschaftli-
chen Gebiete der Sowjetunion. Aber da 
die Ukraine damals schon Kornkammer 
der UdSSR war, gab es hier besonders 
viele Opfer. Und ein zweiter Umstand 
kam hinzu: Stalins Politik war immer auf 
Machterhalt ausgerichtet und auf un-
barmherzige Verfolgung von allem, was 
seiner Macht auch nur potenziell hätte 
gefährlich werden können. Mit der 
Zwangskollektivierung sollte der Wider-
stand der unabhängigen Mittel- und 
Großbauernfamilien (der sogenannten 

„Kulaken“) gebrochen werden, die durch 
Stalins vorherige Politik erst stark an 
wirtschaftlicher Macht gewonnen hat-
ten. 

Aber Stalin und seine Clique fürchteten 
auch regionale und nationale Eigenstän-
digkeit gegen ihre zentralistische Dikta-
tur. Deshalb wurden Anfang der 30er 
Jahre lokale ukrainische Führungskräfte 
– einschließlich ukrainischer Kommu-
nist:innen – einer Repressionswelle aus-
gesetzt, die gewissermaßen die Säube-
rungen im großen stalinistischen Terror 
(1936-38) vorwegnahmen. Zum Teil wur-
den sie als Sündenböcke für die Hun-
gersnot präsentiert, zum Teil wurde 
ihnen ukrainischer „Nationalismus“ vor-
geworfen. Diese Führungskräfte wurden 
durch linientreue großrussische Büro-
krat:innen ersetzt. Auch hier bedeutete 
der Stalinismus eine völlige Umkehrung 
von der Politik der frühen Sowjetunion 
unter Lenin, wo die nicht-russischen 
Nationalitäten politisch und kulturell 
bewusst gefördert worden waren. Stalin 
hingegen knüpfte an der alten, unterm 
Zarismus vorherrschenden nationalen 
Unterdrückungspolitik an. 

DEUTSCHLAND 

Der „Holodomor“ im deutschen Bundestag 

E nde November hat der Bundestag mit den Stimmen einer ganz großen Koalition (Grüne, SPD, FDP 
und CDU/CSU) beschlossen, Geschichte zu deuten. Er hat den „Holodomor“ als Völkermord 
eingestuft, was unter Historiker:innen mehr als umstritten ist. Im Dezember hat das EU-
Parlament einen ähnlichen Beschluss gefasst. Worum geht es dabei? 

Verhungerte Bauern in Charkiw, 1933 
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Geschichte – politisch instrumentali-
siert 

Das erklärt, weshalb das traumatische 
Ereignis dieser politisch herbeigeführ-
ten Hungersnot mit Millionen ukraini-
scher Todesopfer, das noch dazu mit 
systematischer Verfolgung von ukraini-
schen Politiker:innen durch den Mos-
kauer Kreml einherging, im ukraini-
schen kollektiven Gedächtnis als gezielt 
gegen die Ukraine gerichtete Politik 
verankert ist. Trotzdem handelt es sich 
nicht um einen Völkermord, wie der 
Bundestag es nun beschlossen hat. 
Denn das Ziel war nicht die systemati-
sche Tötung aller Ukrainer:innen, son-
dern die Durchsetzung bestimmter sta-
linistischer Machtinteressen – auf Kos-
ten von Millionen Todesopfern, die aber 
längst nicht alle ukrainisch waren. 

Allerdings wird diese Katastrophe vom 
rechten und auch rechtsextremen ukra-
inischen Nationalismus instrumentali-
siert und das seit den 1930er Jahren. Die 
stalinistischen Verbrechen machten es 
der damaligen rechtsradikalen 
„Organisation Ukrainischer Nationalis-
ten“ (OUN) unter der Führung von Ste-
pan Bandera leicht, antirussische und 
antikommunistische Ressentiments zu 
schüren, besonders in der Westukraine, 
die erst im Zuge des Zweiten Weltkriegs 
sowjetisch wurde. Banderas OUN war 
auch zutiefst antisemitisch und betei-
ligte sich in der Zeit der deutschen Be-
satzung am Völkermord gegen 
Jüd:innen.1 Während in der Sowjetuni-
on die Hungerkatastrophe selbst und 
ihre politischen Ursachen totgeschwie-
gen wurden, ist die Interpretation als 

anti-ukrainischer Völkermord inzwi-
schen Staatsräson der prowestlichen 
und antirussischen ukrainischen 
Staatsführung. 

Dass nun der Bundestag in Bezug auf 
dieses auch unter Spezialist:innen sehr 
umstrittene historische Ereignis Stel-
lung bezieht, hat natürlich politische 
Gründe und ist mehr als heuchlerisch. 
Denn damit kann man – wenn auch auf 
Kosten der historischen Wahrheit – 
sich billig als Unterstützer:in der Ukrai-
ne im aktuellen Krieg inszenieren. 

In der Bundestags-Debatte verstieg sich 
der CDU-Abgeordnete Michael Brand 
zu immer übertriebeneren falschen Ein-
schätzungen: „Sie sollten sterben, weil 
sie Ukrainer sind. Ein ganzes Volk sollte 
sterben. […] Ja, es sollte das ukrainische 
Volk vernichtet werden, nichts weni-
ger.“ Und dieser offizielle „Sprecher für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe“ 
der CDU endete mit dem Ausruf „Slawa 
Ukrajini“ („Ruhm der Ukraine“), der 
schon um 1940 von der rechtsradikalen 
Organisation Banderas als offizielle 
Grußformel angenommen wurde. 

Während der Bundestag es schafft, Sta-
lins Verbrechen und Putins Imperialis-
mus in einen Topf zu werfen, werden 
mit dieser Politik nur die Interessen des 

deutschen Imperialismus bedient: In 
der sich zuspitzenden Konfrontation 
zwischen imperialistischen Blöcken an 
der Seite der NATO und gegen den rus-
sischen Imperialismus Stellung zu be-
ziehen. Darüber hinaus biedert man 
sich so an die ukrainischen Nationa-
list:innen an. 

Die Großmächte, die heute durch Sank-
tionen und Waffenlieferungen am aktu-
ellen Krieg in der Ukraine beteiligt sind, 
haben ebenso wie die Nationalist:innen 
auf beiden Seiten ein Interesse daran, 
den Konflikt Russland-Ukraine auf die 
Ebene des Nationalismus zu tragen. 
Weit entfernt von ihren Behauptungen, 
sie würden der Bevölkerung helfen sich 
selbst zu befreien, verfolgen auch die 
USA und die EU ebenso wie Russland 
egoistische wirtschaftliche Interessen 
in Bezug auf die Ukraine. Die Anerken-
nung des Holodomors als „Völkermord“ 
zielt darauf, diese unbequeme Wahrheit 
zu verschleiern. 

Diese Politik der westlichen Mächte 
kann die Perspektive eines friedlichen 
Zusammenlebens der Bevölkerungen in 

der Region nur weiter erschweren. Aber 
Scholz und Habeck, wie Macron und 
Biden, wollen einen Sieg gegen Putin im 
Interesse westlicher Wirtschaftsinteres-
sen. Die Zukunft der Bevölkerungen in 
der Ukraine ebenso wie in Russland ist 
ihnen völlig egal. 

Richard Lux und Lorenz Wassier, Berlin 

1 Die sprachliche Ähnlichkeit von Holocaust und 
Holodomor ist übrigens rein zufällig, da der Be-
griff Holocaust ursprünglich dem Altgriechischen 
entstammt, während Holod das ukrainische Wort 
für Hunger ist. 

DEUTSCHLAND  

Im sowjetischen Film „Erde“ (1930) des 
ukrainischen Regisseurs Dowschenko 

verspricht man sich viel von der Me-
chanisierung der Landwirtschaft ... 

... doch nachdem ein Kulak einen 
Kommunisten ermordet, wird zur 
Vernichtung des „Klassenfeindes“ 

aufgerufen. 

>> Das traumatische Ereignis dieser herbeigeführten 
Hungersnot mit Millionen Todesopfern ist im 

ukrainischen kollektiven Gedächtnis als gezielt 
gegen die Ukraine gerichtet verankert. Trotzdem 

handelt es sich nicht um einen Völkermord. << 
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REPRESSION 

Die Ersatzfreiheitsstrafe (EFS) ist eine 
Haftstrafe, die abgesessen werden muss, 
wenn eine Geldstrafe nicht bezahlt wer-
den kann. Das betrifft Delikte wie Kör-
perverletzung, Beleidigung, Diebstahl 
und Drogenbesitz. Am häufigsten jedoch 
werden Ersatzfreiheitsstrafen für soge-
nannte „Leistungserschleichung“ ver-
büßt, in den meisten Fällen für Fahren 
im ÖPNV ohne Ticket. Also wer nach-
weislich zahlungsunfähig ist, muss in 
den Knast. 

Jährlich werden in Deutschland ca. 
56.0001 Menschen inhaftiert, weil sie 
eine Ersatzfreiheitsstrafe abbüßen müs-
sen, was den Großteil aller Haftstrafen 
ausmacht. Allein in Berlin saßen im Juni 
2022 4.411 Menschen aufgrund einer 
Ersatzfreiheitsstrafe im Gefängnis2. Etwa 
ein Viertel von ihnen wegen Fahrens 
ohne Fahrschein. Genaue Angaben dazu, 
wie viele Leute auf Grund welcher Straf-
tat in Ersatzfreiheitsstrafe sitzen, sind 
nicht möglich, weil darüber keine detail-
lierten Statistiken geführt werden. Den-
noch wird deutlich, dass viele Menschen 
in Haft müssen, obwohl sie geringfügige 
Straftaten begangen haben, für die man 
normalerweise nicht zu Haft verurteilt 
wird. Gerade wenn es sich um sogenann-
te leichtere Delikte handelt, gibt es keine 
mündliche Gerichtsverhandlung, son-
dern die Verurteilung erfolgt als reiner 
Verwaltungsakt durch einen Strafbefehl. 
Dieser wird von einem:r Richter:in auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft erlassen. 
Da es keinen Prozess gibt, bekommt 
der:die Richter:in die Person, die verur-

teilt wird, also auch nie zu Gesicht. Die 
verurteilte Person bekommt lediglich 
den Strafbefehl per Post, gegen den kann 
dann innerhalb einer bestimmten Frist 
Widerspruch eingelegt werden, ansons-
ten wird der Strafbefehl rechtskräftig. So 
kommt es u. a. auch dazu, dass Men-
schen verurteilt werden, die z. B. auf-
grund einer Demenz eigentlich schuld-
unfähig sind. 

Besonders häufig betrifft das Menschen, 
die bereits stark sozial benachteiligt 
sind. Abgesehen davon, dass eine Geld-
strafe von 200 € für Menschen, die ein 
sehr geringes Einkommen haben, so-
wieso schon sehr hoch ist, sind viele der 
Menschen in Lebenslagen, in denen die 
Zahlung auch aus anderen Gründen 
nicht möglich ist. Die Straftaten, um die 
es sich meistens handelt, wie Ladendieb-
stahl oder Schwarzfahren, sind Strafta-
ten, die Menschen auch aus Not bege-
hen, weil ihnen nichts anderes übrig-
bleibt. So leben schätzungsweise 85 % 
der Menschen, die in EFS müssen, am 
Existenzminimum und bei ca. 60 % der 
Menschen in EFS besteht eine Alkohol- 
oder Drogenabhängigkeit3, viele sind 
auch wohnungs- oder obdachlos. Außer-
dem fehlt in bestimmten Lebenssituatio-
nen häufig der Überblick darüber, was 
für Post man bekommt und wann und 

wie man darauf reagieren müsste. Des 
Weiteren fehlt sehr häufig das Wissen 
darüber, wie man Widerspruch einlegen 
kann, vorausgesetzt die Briefe können 
gelesen und die „Behördensprache“ ver-
standen werden. Denn – wenig überra-
schend – sind auch viele Menschen da-
von betroffen, deren Muttersprache 
nicht Deutsch ist.4 

Es sind also Menschen, die meistens 
nicht nur sowieso schon wenig Geld ha-
ben, sondern auch in Situationen sind, in 
denen ihnen jegliche persönlichen, sozi-
alen und finanziellen Ressourcen fehlen, 
um in unserem System mitzukommen. 
Für wen ein Ticket schon unbezahlbar 
ist, für den ist es eine Geldstrafe erst 
recht. Dafür muss eine Person dann in 
den Knast. Aber damit noch nicht genug. 
In Ersatzfreiheitsstrafe gibt es keine Re-
sozialisierungsmaßnahmen und keine 
Betreuung durch Sozialarbeitende. Au-
ßerdem würde die Zeit meist schlicht 
nicht reichen, um eine Ausbildung oder 
einen Entzug zu machen. Die Haft reicht 
aber dafür aus, dass Menschen ihre Ar-
beitsplätze verlieren und/oder ihre Woh-
nung, oder dass sie geplante Klinikau-
fenthalte nicht wahrnehmen können. 
Was den Leuten wirklich helfen würde 
und weiteren Straftaten vorbeugen wür-

Ersatzfreiheitsstrafe: 
Halbiertes Elend bleibt trotzdem Elend 

D ie Ersatzfreiheitsstrafe als Instrument der öffentlichen Gewalt verschärft soziale Ungleichheit 
extrem. Nach langem Hin und Her soll die Ersatzfreiheitsstrafe nun verkürzt werden. Wer eine 
Geldstrafe nicht zahlen kann, muss nur noch halb so lange in den Knast. Das entlastet zwar den 
Staat, aber das Grundproblem für die Menschen, die davon betroffen sind, ist damit noch lange 

nicht gelöst. 

>> Für wen ein Ticket schon unbezahlbar ist, für 
den ist es eine Geldstrafe erst recht. Dafür muss 

eine Person dann in den Knast. <<  
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de, wäre in den meisten Fällen eine um-
fassende psychosoziale Begleitung und 
Anbindung an verschiedene Angebote 
der Wohnungslosenhilfe, Suchthilfe etc. 
Häufig verschärft sich also die Misere 
der Menschen nach dem Gefängnisauf-
enthalt und die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie diese Straftat wieder begehen 
(müssen) wird dadurch kaum geringer … 

Darüber hinaus kosten die Ersatzfrei-
heitsstrafen den Staat einen Haufen 
Steuergelder. Ein Tag in Haft kostet zwi-
schen 175 und 225 €. In den allermeisten 
Fällen sind die Kosten für die Haft also 
deutlich höher, als die eigentlich zu zah-
lende Geldstrafe gewesen wäre. Selbst 
Mitarbeitende in den Gefängnissen sind 
der Meinung, dass die meisten Men-
schen nicht dort sein sollten und die 
Kosten und der Aufwand für das Perso-
nal in keinem Verhältnis zur begange-
nen Straftat stehen würden. 

Wozu also der ganze Aufwand? 

Genau wie alle anderen Gesetze des Bür-
gerlichen Rechts gehören das Strafrecht 
und die darin festgelegten Strafen zu den 
Instrumenten, mit denen die bestehende 
„Ordnung“, also die herrschenden 

Machtverhältnisse gesichert werden. 
Um die Einhaltung dieser Ordnung 
durchzusetzen, gibt es den Justizapparat 
in Zusammenarbeit mit der Polizei, die 
bewaffnet ist und Gefängnisse zur Verfü-
gung hat. Man kann also sagen: Um die 
Klassengesellschaft mit ihrer extrem 
ungerechten Reichtumsverteilung zu 
verteidigen, gibt es Instrumente wie Er-
satzfreiheitsstrafen. 

Schon länger gibt es verschiedene Initia-
tiven, die die Abschaffung der Ersatzfrei-
heitsstrafe fordern. Letztes Jahr hat Jus-
tizsenator Marco Buschmann (FDP) eine 
Reform gefordert. Im Vordergrund stan-
den für ihn dabei natürlich nicht die 
himmelschreiende Ungerechtigkeit, son-
dern die hohen Kosten und der Personal-
aufwand. Nach seinem Vorschlag, der 
am 21. 12. 2022 auch beschlossen wurde, 
wird die Dauer der Haft nun halbiert. Die 
Länge der Haftstrafe richtet sich nach 
der Anzahl der Tagessätze, zu deren Zah-
lung eine Person verurteilt wurde. Bei 
einer Geldstrafe von 40 Tagessätzen be-
deutet das also 40 Tage Haft im Fall von 
EFS. Nach der Reform bedeuten 40 Ta-
gessätze nur noch 20 Tage Haft. Es wird 
also zukünftig etwas weniger Geld für die 

Gefängnisaufenthalte drauf gehen, aber 
vom Verwaltungsaufwand für die Ange-
stellten und Beamten wird sich vermut-
lich nichts ändern und vor allem wird 
sich nichts an der Lage der Menschen 
ändern, die in Haft müssen. 

Aber auch über diese Reform war man 
sich alles andere als einig. Die Ersatzfrei-
heitsstrafen sollen Druck machen, damit 
Geldstrafen auch bezahlt werden. Die 
Innenministerin Nancy Faeser (SPD) 
und der Deutsche Richterbund wollten 
lange an der Ersatzfreiheitsstrafe, so wie 
sie war, festhalten. Sie sind der Meinung, 
dass man ja sonst gar keine Strafen mehr 
verhängen bräuchte, wenn der Druck sie 
zahlen zu müssen wegfallen würde.5 
Doch die Innenministerin und auch die 
meisten Richter:innen leben mit Sicher-
heit fernab von der Realität derer, die in 
den Knast müssen, weil sie aus oben 
angesprochenen Gründen eine Geldstra-
fe nicht zahlen können. Häufig können 
diese Menschen auch aus den gleichen 
Gründen nicht arbeiten oder nur einer 
geringfügigen Beschäftigung nachgehen. 
Durch die Ersatzfreiheitsstrafe werden 
also Menschen für ihre Armut und ihre 
prekäre Lage bestraft. Sie reproduziert 
vor allem strukturellen Rassismus und 
Diskriminierung aufgrund von Armut. 

Hannah Latz, Berlin 

1  https://ersatzfreiheitsstrafe.de; 
https://www.deutschlandfunk.de/strafrecht-
geldstrafe-gefaengnis-ersatzfreiheitsstrafe-
100.html 

2 https://de.statista.com/infografik/26348/
anzahl-der-menschen-die-in-deutschland-
wegen-einer-ersatzfreiheitsstrafe-im-
gefaengnis-sitzen 

3  https://taz.de/Demo-gegen-
Ersatzfreiheitsstrafen/!5885526/ 

4  https://www.nd-aktuell.de/
artikel/1167292.ersatzfreiheitsstrafe-mit-der-
freiheit-bezahlt.html 

5  https://taz.de/Verkuerzung-von-
Ersatzfreiheitsstrafen/!5900643/ 

DEUTSCHLAND  

JVA-Plötzensee in Berlin-Charlottenburg-Nord 

https://ersatzfreiheitsstrafe.de
https://www.deutschlandfunk.de/strafrecht-geldstrafe-gefaengnis-ersatzfreiheitsstrafe-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/strafrecht-geldstrafe-gefaengnis-ersatzfreiheitsstrafe-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/strafrecht-geldstrafe-gefaengnis-ersatzfreiheitsstrafe-100.html
https://de.statista.com/infografik/26348/anzahl-der-menschen-die-in-deutschland-wegen-einer-ersatzfreiheitsstrafe-im-gefaengnis-sitzen
https://de.statista.com/infografik/26348/anzahl-der-menschen-die-in-deutschland-wegen-einer-ersatzfreiheitsstrafe-im-gefaengnis-sitzen
https://de.statista.com/infografik/26348/anzahl-der-menschen-die-in-deutschland-wegen-einer-ersatzfreiheitsstrafe-im-gefaengnis-sitzen
https://de.statista.com/infografik/26348/anzahl-der-menschen-die-in-deutschland-wegen-einer-ersatzfreiheitsstrafe-im-gefaengnis-sitzen
https://taz.de/Demo-gegen-Ersatzfreiheitsstrafen/!5885526/
https://taz.de/Demo-gegen-Ersatzfreiheitsstrafen/!5885526/
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1167292.ersatzfreiheitsstrafe-mit-der-freiheit-bezahlt.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1167292.ersatzfreiheitsstrafe-mit-der-freiheit-bezahlt.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1167292.ersatzfreiheitsstrafe-mit-der-freiheit-bezahlt.html
https://taz.de/Verkuerzung-von-Ersatzfreiheitsstrafen/!5900643/
https://taz.de/Verkuerzung-von-Ersatzfreiheitsstrafen/!5900643/
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Seit Juni gibt es immer wieder Streikta-
ge in der Bahnbranche mit dem größten 
Bahnstreik seit 30 Jahren: die mit-
gliedsstärksten Gewerkschaften RMT 
und ASLEF riefen auch wieder die mehr 
als 40.000 Bahner:innen zu Streiks auf 
– sowohl im Dezember als auch gleich 
ab 3. Januar. Im Zentrum der Forderun-
gen stehen Arbeitsbedingungen und 
Löhne. Die 115.000 Postangestellten der 
Royal Mail, die seit Juli immer wieder 
streiken, setzten ihre Streiks Anfang 
Dezember und zu Weihnachten fort. 
Teil der Streikwelle sind auch Lehrkräf-
te, Krankentransportfahrer:innen und 
die Pflegekräfte der Krankenhäuser des 
– kaputt gesparten – NHS-
Gesundheitssystems. 100.000 Pflege-
kräfte von 50 Krankenhäusern hatten 
für Arbeitsniederlegungen der Gewerk-
schaft RCN gestimmt – dem ersten 
Streik in der über 100-jährigen Ge-
schichte der RCN. Sie prangern die kata-
strophale Situation in den Krankenhäu-
sern an und fordern eine Lohnerhöhung 
von 5 % oberhalb der Inflationsrate, die 
mittlerweile bei 14 % liegt. 
Auch kommunale Ange-
stellte, die Londoner Bus-
fahrer:innen von Abellio, 
einem Unternehmen der 
Deutschen Bahn, und 
viele mehr legen ihre Ar-
beit nieder. Im Januar 
laufen Urabstimmungen 
über weitere Streiks bei 
Lehrkräften und Feuer-
wehrleuten. Bei allen ste-
hen Lohnerhöhungen im 
Zentrum. Schon seit vie-
len Jahren sind die Löhne 
nicht mehr erhöht wor-
den und werden nun von der Inflation 
aufgesaugt. Allein die Energiekosten 
haben sich verdoppelt. Nach den be-
schissenen Corona- und Inflationsjah-
ren ist erst recht viel nachzuholen. 

Die harte Anti-Arbeiter-Linie der Re-
gierung 

Die britische Regierung, angeführt von 
den konservativen Tories und mit Rü-
ckendeckung der sozialdemokratischen 
Labor Party, ist nicht bereit, auf die For-
derungen einzugehen. Der neue Premi-
erminister Sunak, ein Multimillionär 
und Mann der Finanzbranche, behaup-
tet, Lohnerhöhungen würden die Infla-
tion antreiben. Er nennt die Forderun-
gen, vor allem die der Krankenpfle-
ger:innen, „unvernünftig“ und will an-
geblich „Leben schützen“. Also die übli-
che Hetze ... Das Programm der Regie-
rung ist das der Wirtschaft.  Die Regie-
rung plant eine Einschränkung des 
Streikrechts, um die Arbei-
ter:innenklasse zu entwaffnen, und 
setzt darauf, dass sich die Streiks 
„totlaufen“. Tatsächlich ist die Sympa-
thie in der Bevölkerung für die Streiks 
groß. Die Preisexplosionen und der run-
ter gewirtschaftete öffentliche Dienst 
betreffen eben alle. 

Alle zusammen … das wäre noch zu 
tun 

So bedeutend die „öffentliche Unter-
stützung“ für die Streikenden ist, ist das 
nicht der entscheidende Punkt. Das 
einzige Mittel ist der Streik selbst. Es 

gibt keine Zeichen einer Ermüdung der 
Streikenden, die Solidarität untereinan-
der ist weiterhin da. Alle gewerkschaftli-
chen Abstimmungen – von Gesetzes 
wegen sind sie regelmäßig erforderlich 
mit hohen formalen Hürden – zeigen 
die Streikbereitschaft. Aber alle Ausei-
nandersetzungen ziehen sich schon 
lange hin und ein Sieg ist nicht in Sicht. 
Schlimmer noch: die Führungsetage 
aller beteiligten Gewerkschaften haben 
bislang auf beschränkte Streiktage ge-
setzt, oft nur 24 Stunden, mit Arbeitsta-
gen dazwischen, eine Branche oder Be-
rufsgruppe nach der anderen, nur selten 
große sichtbare Kundgebungen. Bislang 
hat nie die ganze Arbeiter:innenklasse, 
oder wenigstens diejenigen, die strei-
ken, zusammen die Bühne betreten. 

Diese Taktik einzelner Streiktage ist 
eine Taktik der „angezogenen Hand-
bremse“. Gewerkschaftsverantwortliche 
schworen bereits letztes Jahr auf einen 
„Marathon statt Sprint“ ein. Sie haben 
zwar Druck durch die Arbeitenden, aber 

gleichzeitig gibt es den Wunsch 
der Gewerkschaftsleitungen, es 
sich doch nicht ganz mit der Po-
litik und den Unternehmen ver-
scherzen zu wollen, mit denen 
sie so gerne am Verhandlungs-
tisch reden wollen. Aber Worte 
am Tisch sind nichts ohne die 
Entschlossenheit der Streiken-
den. Und es sind doch Millionen! 
Alle zusammen, das macht Ein-
druck und begeistert. Und ehr-
lich, wer schafft schon einen 
„Marathon“ …? Die Strategie der 
einzelnen Streiktage bringt auf 
lange Sicht die Gefahr der Ermü-

dung und Abnutzung. Es gibt also noch 
einiges zu tun bis zum Sieg. Aber der 
streikvolle Jahreswechsel gibt allen 
Grund optimistisch zu sein!  

Sabine Müller und Maria Brücke, Berlin 

Großbritannien: Happy New Strike Year! 

INTERNATIONAL 

D er „Sommer der Unzufriedenheit“ mit vielen Streiktagen in vielen Branchen hat den Winter 
erreicht. Über den ganzen Dezember hinweg gingen die Streiks in Großbritannien weiter. Und das 
neue Jahr begann genauso. 
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Über den Verlauf der letzten Monate 
war immer stärker zu beobachten, dass 
sich die ersten Demos, die im Dezember 
begannen, sich nicht so einfach nieder-
schlagen ließen. Zum einen zeichnete 
sich die Bewegung, im Vergleich zu den 
Aufständen der letzten Jahre, durch 
eine extrem dezentrale Organisierung 
aus. Häufig fanden sich die Menschen 
spontan und in kleineren Gruppen an 
verschiedenen Orten zusammen, somit 
hatte das Regime auch immer mehr 
Schwierigkeiten, direkt auf die 
Zusammenkünfte zu reagieren. Zum 
anderen stehen dieses mal an der Spitze 
von Beginn an Frauen* – und zwar aus 
allen Klassen, aus allen Minderheiten. 
Und so bildetet sich dann auch eine 
Protestbewegung, die sich über die gan-
ze Gesellschaft erstreckt. In all diesen 
Dingen zeigt sich die tiefe Erschütte-
rung, die auch in den Köpfen der Men-
schen stattfand. Schon kurze Zeit nach 
den ersten Demonstrationen war klar, 
dass sich mit Reformen nichts mehr 
bewegen lassen würde. Die Sicht auf die 
Islamische Republik hat sich bei vielen 
von Grund auf geändert und so scheint 
es, als gäbe es kein Zurück mehr.  
Also konnte das Mullah-Regime auch 
mit ihrem Täuschungsmanöver Anfang 
Dezember, „die Sittenpolizei werde ab-
geschafft“ nichts mehr ausrichten. Viele 
Aktivist:innen äußerten sich kurz da-
rauf, dass diese Maßnahme nicht ein-
mal als Geste gewertet werden könnte. 
Denn es ist überhaupt nicht klar, wer 
mit der „Sittenpolizei“ so überhaupt 
gemeint ist, diese Institution existierte 
so nie und meint eher eine Unterein-
heit der „Öffentlichen Sicherheitspoli-
zei“. Allein das zeigt, wie wenig Interes-
se die Diktatur daran hat, tatsächlich 
auf die Forderungen der Protestieren-

den zu reagieren. Dazu kommt auch 
noch, dass das Gesetz, welches die Ver-
schleierung von Frauen in der Öffent-
lichkeit vorschreibt, nach wie vor be-
steht – und auch nach wie vor geahndet 
wird.  

Eine weiter Nachricht, die uns im De-
zember erreichte, war die Hinrichtung 
von zwei Gefangenen, die im Zuge der 
Proteste inhaftiert wurden. Mohsen 
Shekari und Majidreza Rahnavard wur-
den nach kurzen Scheinprozessen ver-
urteilt, die Anklagepunkte waren haar-
sträubend - „Feindschaft zu Gott“ nur 
einer darunter. Die Justiz setzt darauf, 
diese zum Teil öffentlichen Hinrichtun-
gen, als Einschüchterung zu verwenden 
und gleichzeitig wird nach wie vor ver-
zweifelt versucht, durch das Abschalten 
oder Drosseln der Internetzugänge jegli-
che Informationsflüsse innerhalb des 
Landes und nach außen zu unterbin-
den. Dennoch zeigt auch die traurige 
Nachricht von weiteren verhängten 
Todesurteilen, dass dies nach wie vor 
ihr Mittel sein muss, um die Bevölke-
rung einzuschüchtern.  

Mittlerweile sind über 18.000 Men-
schen seit Beginn der Proteste am 16. 9. 

2022 inhaftiert worden und über 500 
sind gestorben – denn natürlich sind 
die Hinrichtungen nicht der einzige 
Weg des Regimes, die Aufstände um 
jeden Preis zu unterdrücken. 

Die Entwicklungen sind natürlich ab-
hängig davon, wie lange der Kampf 
durchhalten kann und hierbei sind die 
Streiks im Land entscheidend. Denn 
nur mit landesweiten Arbeitsniederle-
gungen in allen Branchen – aber allen 
voran der Ölbranche – kann das Regime 
gestürzt werden. Die Herrschaft über 
die Produktionsmittel ist das, was das 
Mullahregime bis jetzt im Sattel hält. 
Schon im November gab es einen drei-
tägigen landesweiten Generalstreik und 
auch nach wie vor sind die Streiks in 
den Städten (vor allem im Einzelhandel) 
und auch in den kurdischen Gebieten 
im Norden nicht ganz zum Erliegen 
gekommen.  

Wenn Infrastruktur und Raffinerien in 
einen unbefristeten Streik treten, kann 
das System gestürzt werden – und 
Streiks auf der ganzen Welt können sich 
mit diesem Kampf solidarisieren. 

Maria Brücke, Berlin 

INTERNATIONAL  

Lang nichts mehr gehört … aus Iran? 

Ü 
ber 100 Tage sind nun vergangen, seit die Proteste im Zusammenhang mit dem Tod von Jîna 
Amini in Iran begannen. Doch in den letzten Wochen ist es stiller geworden in der 
Berichterstattung. Von den Protesten taucht nicht mehr viel in den Nachrichten auf, aber das 
Mullah-Regime setzt weiterhin auf harte Repressionen. Was wissen wir in der aktuellen Situation 

und wie könnte es weitergehen? Hier nun ein Versuch, die wenigen Neuigkeiten, die zu uns dringen, 
einzuordnen .  
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Dort war 2009 eine „Neue Antikapitali-
sche Partei“ (NPA auf Französisch) ent-
standen als (neben Lutte Ouvrière) zwei-
te öffentlich wahrnehmbare linksradika-
le Organisation. Die NPA wurde von Re-
volutionär:innen gegründet2 und ist ein 
Ort der Zusammenarbeit unterschiedli-
cher revolutionärer Strömungen. Die 
Genoss:innen unserer Schwesterorgani-
sation „L’Etincelle“ waren seit Entste-
hung der NPA in ihr aktiv. In den letzten 
Jahren hat allerdings die Frage, wie mit 
der „France Insoumise“ (FI) von Jean-Luc 
Mélenchon umzugehen ist, immer hefti-
gere Debatten ausgelöst.3 In der deut-
schen politischen Landschaft ist Mélen-
chon am ehesten mit Sahra Wagen-
knecht vergleichbar. 

Ein Teil der historischen Führung der 
NPA, der seit Jahren mit dem Argument 
„linker Einheit“ eine Annäherung an die 
reformistische FI anstrebt, hat anlässlich 
des NPA-Kongresses im Dezember 2022 
die Partei gespalten um für solche Bünd-
nisse freiere Hand zu haben. Dabei hatte 
sich die Mehrheit der Mitgliedschaft im 
Vorfeld klar gegen eine Spaltung ausge-
sprochen. Eine weitere Strömung hatte 
schon im Juni 2021 beschlossen die NPA 
zu verlassen, aufgrund der Querelen und 
weil sie ihren eigenen Präsidentschafts-
kandidaten aufstellen wollte, und hat 
kürzlich eine neue Organisation 
„Permanente Revolution“ (RP) prokla-
miert. So sind aus der alten NPA faktisch 
drei Organisationen hervorgegangen. 

Unsere Genoss:innen, die sowohl die 
Bündnispolitik mit Mélenchon wie auch 
die Spaltung entschieden bekämpft ha-
ben, schrieben kurz nach dem NPA-
Kongress:4 

„Die große Mehrheit des Proletariats und der 
Jugend wird […] dieser Spaltung wahrschein-
lich gleichgültig gegenüberstehen […] Unter 
den Arbeitenden und Ausgebeuteten stehen 
ganz andere Sorgen im Vordergrund: […] Wie 
über die Runden kommen angesichts der 
schwindelerregenden Preissteigerungen und 
der nicht mithaltenden Löhne? Gerade ange-
sichts dieser Herausforderungen ist diese 
Spaltung eine unverantwortliche Entschei-
dung. […] Unsere Priorität ist es, die NPA mit 
allen Aktivist:innen fortzuführen, die dies 
wünschen[…] 

Wir wollen mit den Rebellierenden von heute 
eine revolutionäre kommunistische Partei 
aufbauen. Für die kommenden Kämpfe hier-
zulande wie auf internationaler Ebene, zu-
sammen mit einem Milieu von Revolutio-
när:innen, deren größter Fehler darin be-
steht, dass sie nicht danach streben sich zu 
verbünden, sondern im Gegenteil scheinbar 
jeden Vorwand zur Spaltung nutzen.“ 

Welche Bilanz? 

Muss man damit die Zusammenarbeit 
von Revolutionär:innen unterschiedli-
cher Strömungen als gescheitert anse-
hen, wie es ein Artikel von RIO, der 
Schwesterorganisation von RP nahe-
legt5? Wir denken nicht! Zum Beispiel 
wurde die eigenständige Präsident-
schaftskandidatur der NPA im letzten 

Jahr als revolutionäre Gegenkandidatur 
zu Mélenchon wahrgenommen (obwohl 
der Kandidat selbst zu denjenigen ge-
hört, die nun die NPA gespalten haben 
um sich Mélenchon anzunähern). Diese 
Wahlkampagne und die Intervention in 
Kämpfe hat der NPA im letzten Jahr 500 
neue Mitglieder beschert, viele von 
ihnen in der Jugendorganisation „NPA 
jeunes“, die mit 400 jungen Revolutio-
när:innen geschlossen gegen die Spal-
tung aufgetreten ist. Diejenigen, die nun 
die NPA als unabhängige revolutionäre 
Kraft fortsetzen, setzen auch das Projekt 
der Zusammenarbeit von Revolutio-
när:innen unterschiedlicher Traditionen 
fort. In der Überzeugung, so ihrer Verant-
wortung gerecht zu werden und für den 
Klassenkampf nützlicher zu sein als 
durch Abspaltung oder durch Hinterher-
laufen hinter dem Reformismus Mélen-
chons. Sie kämpfen weiter für den Auf-
bau einer revolutionären Partei in Frank-
reich und richten sich dabei an die Ar-
beitenden und die Jugend, aber auch an 
den Rest der radikalen Linken, dem die-
jenigen den Rücken zuwenden, die sich 
nun Mélenchon anbiedern wollen. 

Richard Lux, Berlin 

Fußnoten: 

1  für mehr Infos: 
https://revolutionaererbruch.wordpress.com/ 

2 von der Revolutionär Kommunistischen Liga 
(LCR), die sich auflöste um in der NPA aufzugehen  

3  siehe auch unseren Artikel aus Aurora Nr. 26: 
 https://www.sozialismus.click/bewegt-sich-was-in
-frankreich/ 

4  siehe den Artikel in voller Länge:  
https://www.sozialismus.click/die-npa-fortsetzen-
um-die-dringlichkeit-und-aktualitaet-der-
revolution-zu-betonen/ 

5 siehe https://www.klassegegenklasse.org/welche-
partei-fuer-welche-strategie-revolutionaere-
organisierung-statt-linkspartei-2-0/ 

A m 14. Januar findet in Berlin eine Konferenz unter dem Motto „Für einen revolutionären Bruch 

mit der Linkspartei und Solid!“ statt, wo (zum Teil ehemalige) Genoss:innen dieser beiden 

Organisationen mit anderen revolutionären Aktivist:innen und solchen, die es werden wollen, 

darüber diskutieren, wie in Deutschland eine für den Klassenkampf nützliche Organisation 

aufgebaut werden kann.1 Dabei richtet sich der Blick auch auf die Erfahrungen in Frankreich.  

Das Problem der Einheit der revolutionären Linken 

FRANKREICH  

>> ... zusammen mit Revolutionär:innen, deren 
größter Fehler darin besteht, dass sie nicht danach 

streben sich zu verbünden. <<  
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https://www.klassegegenklasse.org/welche-partei-fuer-welche-strategie-revolutionaere-organisierung-statt-linkspartei-2-0/
https://www.klassegegenklasse.org/welche-partei-fuer-welche-strategie-revolutionaere-organisierung-statt-linkspartei-2-0/
https://www.klassegegenklasse.org/welche-partei-fuer-welche-strategie-revolutionaere-organisierung-statt-linkspartei-2-0/
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Der jüngste Fall dreht sich um die Vize-
präsidentin des Europaparlaments Eva 
Kaili, die Geld von Katar bekommen 
haben soll. Bei ihr und ihrem Vater wur-
den 900.000 Euro gefunden. Dies ist 
nur eine von vielen Geschichten rund 
um sportliche Events.  

Allein zwischen 1991 und 2015 sollen 
etwa 150 Millionen Dollar Schmiergel-
der an die FIFA und ihre Funktio-
när:innen geflossen sein – die WM in 
Russland und Katar noch nicht voll-
ständig eingerechnet. Um wie viel Geld 
es vor allem beim Fußball geht, zeigen 
die Jahresberichte der FIFA. 2018, im 
Jahr der WM in Russland, wurde ein 
Umsatz von 5,357 Milliarden Dollar er-
zielt. 2022 sollen es 7,5 Milliarden sein.  

Die Geschichte um die Vergabe an Katar 
ist eine lange Geschichte. Ein Beispiel: 
Ende 2010 hat der damalige französi-
sche Präsident Sarkozy Einfluss auf den 
ehemaligen UEFA-Präsidenten Michel 
Platini genommen. Kurz vor der Ent-
scheidung, dass Katar die WM austra-
gen wird, hatte Platini eine WM in Ka-
tar noch kategorisch abgelehnt. Nach 
einem Essen mit Sarkozy hatte er seine 
Meinung geändert. Für Sarkozy und 
sein Umfeld hat sich das gelohnt. 24 
französische Kampfflugzeuge wurden 
an Katar verkauft. Katar rettete Sarkozys 
Lieblingssportverein Paris Saint-
Germain und der Golfstaat kaufte sich 
u. a. in französische Konzerne wie Suez, 
Vinci, Airbus, und Orange ein.  

Und 2006?! 

Viel wurde über den Wüstenstaat ge-
schimpft – auch über die schlimmen 
Arbeitsbedingungen. Zu Recht, aber wie 

immer, braucht man nicht weit schauen 
um kriminelle Machenschaften zu ent-
decken. Viele der gerichtlichen Verfah-
ren stehen 17 Jahre nach der WM in 
Deutschland noch aus. Franz Becken-
bauer steht unter Verdacht, den frühe-
ren Fifa-Funktionär Mohamed bin 
Hammam im Jahr 2002 mit 6,7 Millio-
nen Euro bestochen zu haben, um für 
das deutsche WM-Organisationskomi-
tee einen Zuschuss in Höhe von 250 
Millionen Schweizer Franken zu erwir-
ken. Bin Hammam war zu dieser Zeit im 
Fifa-Finanzkomitee für solche Zuschüs-
se zuständig. Das Geld hatte sich Be-

ckenbauer vom Ex-Adidas-Chef Robert 
Louis-Dreyfus geliehen. Bereits bei der 
Vergabe für die WM in Deutschland 
wurde bestochen. So wurde zum Bei-
spiel Einfluss genommen, indem Groß-
aufträge aus Wirtschaft und Industrie 
an die Länder der Delegierten gingen, 
die über den Vergabeprozess entschie-
den. 

Und was ist mit Olympia? 

Aktuell sind die Olympischen Spiele in 
Tokio 2020 im Fokus. Auch hier soll es 
im Vorfeld Millionenzahlungen – orga-
nisiert und koordiniert vom Bewer-
bungskomitees aus Tokio – an die Ent-
scheidungsträger für den Austragungs-
ort geflossen sein. Auch Brasilien hat 
für seine Olympischen Spiele 2016 und 
die WM 2014 tief in die Tasche ge-

griffen. Welches Problem aber oft ver-
gessen wird, sind die enormen Kosten 
für die Austragung. Fast immer ist die 
Austragung von sportlichen Großereig-
nissen ein finanzielles Desaster für die 
Region. Neben Verdrängung von Einhei-
mischen und Militarisierung von 
öffentlichen Räumen sind die Kommu-
nen und Städte oft finanziell stark be-
lastet. Rio ist seit einigen Jahren pleite. 
Die öffentliche Daseinsfürsorge kann 
nur mit Mühe aufrechterhalten werden, 
Arbeitende im Öffentlichen Dienst 
müssen oft Monate auf ihre Gehälter 
warten. 

Kein Ende in Sicht 

Die nächsten großen Sportereignisse 
stehen an – Olympische Sommerspiele 
2024 in Paris, Winterspiele in Italien 
2026 und die WM 2026 in Nordameri-
ka. Es wird nicht lange dauern, bis die 
nächsten Korruptionsskandale ans 
Licht treten. Solange sehr viel Geld da-
mit verdient werden kann, wird es Kor-
ruption, Menschenrechtsverletzungen 
und all die anderen Dinge geben. Es 
geht beim Sport ja nicht ums Gewinnen, 
sondern um Gewinne. 

Karl Gebhardt, Berlin 
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SPORT 
Korruption, Spielmanipulationen, Steuerhinterziehung, 

Geldwäsche und Menschenrechtsverletzungen … 

Ein ganz normaler Tag bei der FIFA und beim IOC 

K ein Sportliches Großereignis ohne Korruptionsskandal. So wurden bereits während der 

Olympischen Spiele 388 v. Chr. Wettkampfteilnehmer bestochen. Doch heute geht es um 

gigantische Summen, die bei Olympischen Spielen oder bei Weltmeisterschaften verdient 

werden können.  

>> 2018, im Jahr der WM in Russland, wurde ein 
Umsatz von 5,357 Milliarden Dollar erzielt. 2022 

sollen es 7,5 Milliarden sein. <<  



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unter-schiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und              
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organisati-
on! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

Berlin | 18:15 Uhr | Technische Universität, i-café, 
Institut für Soziologie, Raum FH305, Fraunhoferstr. 33-36 
 
Do, 19. 1. Wie bleibt eine Revolution revolutionär? 
 
Do,   2. 2. Ein Jahr Krieg in der Ukraine – wofür und wie lange noch? 
  Und was als Nächstes? 
 
 
Düsseldorf | 19:00 Uhr  |  Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Werden noch angekündigt: siehe Website oder Instagram. 


